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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Stimmung in der Bevölkerung

Das vom Finanzunternehmen Aduno Gruppe finanzierte und von der GfS-Zürich
durchgeführte Angstbarometer zeigt, dass sich die Schweizer Bevölkerung
insbesondere vor der Klimaveränderung, vor dem Egoismus der Menschen und vor
Kriminalität fürchtet. Auffallend sind laut der Studie die zurückgehenden Ängste
hinsichtlich Überfremdung, Kriminalität und Sittenzerfall.

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2010
MARC BÜHLMANN

Das Angstbarometer, eine jährlich bei rund 1000 Personen von gfs.zürich
durchgeführte Befragung, zeigte eine deutliche Abnahme der gefühlten Bedrohung.
Sowohl ein aggregierter Index als auch die verschiedenen abgefragten konkreten
Bedrohungen verzeichneten einen Rückgang. Dieser wurde von den Verfassern der
Analyse mit einer im Vergleich zu den bewegenden Vorjahren mit der
Umweltkatastrophe in Fukushima, der Wirtschaftskrise 2011 sowie der intensiven
Diskussion um die Zuwanderung aus der EU im Jahr 2012 relativen Ereignisarmut im
Jahr 2013 erklärt. Ein deutliche Abnahme zeigte sich insbesondere bei der sozio-
ökonomischen Bedrohung: Die noch 2011 das Angstempfinden prägende Schuldenkrise
stellte in den Augen der Befragten im Berichtjahr kaum mehr eine Bedrohung dar. Auch
die Angst vor Umweltverschmutzung nahm ab, wurde aber nach wie vor als stärkste
Bedrohung wahrgenommen – insbesondere in Form von Luftverschmutzung und
Klimaveränderung. 1

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2013
MARC BÜHLMANN

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Verkehrspolitik

Für das Jahr 2010 wurden in einer Studie zu Handen des ARE erstmals anhand einer
vollständig aktualisierten Datengrundlage die externen und volkswirtschaftlichen
Umwelt-, Unfall- und Gesundheitseffekte des Verkehrs in der Schweiz erhoben. Die
Kosten wurden für zwölf Bereiche erhoben, darunter etwa Schäden am Wald, Lärm,
Klima, Biodiversitätsverluste, Unfälle und luftverschmutzungsbedingte
Gesundheitsschäden. Zudem wurden erstmals auch die externen Kosten im Luft- und
Schiffsverkehr ermittelt und der Strassenverkehr wurde um den Fuss- und Veloverkehr
ergänzt. Zudem wurden die positiven Effekte der körperlichen Betätigung im
Langsamverkehr auf die Gesundheit mit einberechnet. Insgesamt beliefen sich die
externen Kosten des Verkehrs auf CHF 9.4 Mrd. 
Für den grössten Kostenanteil war dabei der motorisierte private Personen- und
Güterverkehr auf der Strasse mit rund CHF 6.5 Mrd. verantwortlich. Auf den
Schienenverkehr entfielen Kosten von CHF 740 Mio., auf den Schiffsverkehr von CHF 57
Mio. Für den Langsamverkehr resultierte ein Netto-Nutzen von rund CHF 400 Mio. In
der Studie wurde darauf hingewiesen, dass diese Zahlen auch im Verhältnis zu den
Verkehrsleistungen der einzelnen Verkehrsträger betrachtet werden müssen: Im
Strassenverkehr werden deutlich mehr Personen und Güter transportiert als mit den
anderen Verkehrsträgern. 2

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 18.06.2014
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Post und Telekommunikation

Die Frage nach den Auswirkungen von 5G auf das Klima stand im Zentrum einer von
der Universität Zürich und der EMPA erarbeiteten und im Oktober 2020
veröffentlichten Studie. Auftraggeber waren Swisscleantech und die Swisscom.
Aufgrund des Ausbaus des 5G-Netzes und der benötigten neuen Endgeräte für
innovative Anwendungsmöglichkeiten werde es zu gewissen Umweltbelastungen
kommen, war der Studie zu entnehmen. Zudem sei mit Rebound-Effekten zu rechnen,
wenn es zu einer höheren Nachfrage nach bestimmten Dienstleistungen komme. Die
Studie kam aber zum Schluss, dass mit der Einführung von 5G auch viele
Treibhausgasemissionen eingespart werden können, weil neue Anwendungen
ermöglicht würden und aus der Digitalisierung ein Effizienzgewinn resultiere. Insgesamt
sei die entsprechende Klimabilanz positiv. Die Studie projektierte, dass mit 5G pro
transportierter Einheit Daten rund 85 Prozent weniger Treibhausgasemissionen
entstünden, als dies mit dem heutigen Mobilfunknetz der Fall sei. Hinzu kämen weitere
Einsparungen durch neue Nutzungsmöglichkeiten, wie etwa intelligente Stromnetze
(smart grid) oder neue Anwendungen in der Landwirtschaft durch einen gezielteren
Einsatz von Dünger und Pflanzenschutzmitteln. Auch beim Pendlerverkehr und bei den
geschäftlichen Reisen sieht die Studie Einsparungspotential, da durch die raschere und
mengenmässig grössere Datenübertragung flexibles Arbeiten gefördert werde. 3

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 29.10.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Umweltschutz

Umweltschutz

Die vom BAFU im Juli 2020 publizierte CO2-Statistik für das Jahr 2019 zeigte, dass im
Berichtjahr kein Rückgang bei den CO2-Emissionen aus Treibstoffen (Benzin und
Diesel) verzeichnet werden konnte. Aufgrund der weiter wachsenden Verkehrsleistung
(mehr gefahrene Kilometer) und der Zunahme an emissionsintensiven Personenwagen
stagnierte der CO2-Ausstoss aus den Treibstoffen auf dem Vorjahreswert; er lag damit
sogar 2.9 Prozent über dem Ausstoss von 1990. 
Im Bereich der Brennstoffe – Heizöl und Gas – gab es jedoch einen
witterungsbereinigten Rückgang um 2.5 Prozent im Vergleich zu 2018. Gegenüber 1990
sind diese Emissionen bereits um 29.9 Prozent zurückgegangen. 4

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 07.07.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Allgemeiner Umweltschutz

Ende 2018 genehmigte der Bundesrat den Bericht «Umwelt Schweiz 2018». Der
Bericht hielt fest, dass die Umweltbelastung in der Schweiz in den letzten beiden
Jahrzehnten gesamthaft gesunken sei. Fortschritte konnten beispielsweise in den
Bereichen «Sanierung von Altlasten» oder «Ressourceneffizienz» erzielt werden.
Ausserdem sei es gelungen, das Wirtschaftswachstum vom Ausstoss der Treibhausgase
zu entkoppeln. Trotz dieser Fortschritte würden die natürlichen Ressourcen nach wie
vor stark genutzt. Die grössten Herausforderungen bestünden im wachsenden
Bodenverbrauch, in der Überdüngung von Ökosystemen, in der Belastung der Böden
und Gewässer mit Pflanzenschutzmitteln und im damit verbundenen Verlust der
Biodiversität sowie auch im voranschreitenden Klimawandel. Der Bundesrat setze nun
den Klimaschutz, den effizienten Ressourcenverbrauch und den Erhalt der Biodiversität
ins Zentrum seiner Umweltpolitik. 
Weiter hielt die umfassende Studie fest, dass sich die verschiedenen
Umweltbelastungen nicht alleine mit technologischem Fortschritt bewältigen liessen;
vielmehr sei ein Wandel in den Konsumations- und Produktionsmustern vonnöten,
damit Umwelt und Ressourcen geschont werden könnten. 5

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 03.12.2018
BERNADETTE FLÜCKIGER

Im Herbst 2019 veröffentlichte das BAFU einen Bericht zum Thema Hitze und
Trockenheit im Sommer 2018. Der Sommer 2018 war gemäss BAFU der drittwärmste
Sommer in der Schweiz seit Messbeginn 1864; die Auswirkungen der Hitze und
Trockenheit auf die Umwelt waren dementsprechend gravierend. Einige Wälder sahen
bereits im Juli herbstlich aus. Manche Schäden an den Bäumen wurden aber erst im
Jahr 2019 sichtbar, als unter anderem im Jura geschwächte Nadelbäume von
Borkenkäfern befallen wurden. Die Gewässer litten ebenfalls unter der Hitze und der
Trockenheit; mancherorts waren die Gewässer so warm, dass es zu einem Fischsterben
kam. Auch in der Landwirtschaft hinterliess der Sommer 2018 seine Spuren.
Insbesondere beim Futter für die Tiere gab es Probleme, was sich unter anderem in den

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 24.10.2019
BERNADETTE FLÜCKIGER

01.01.65 - 01.01.21 2ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



stark gestiegenen Importmengen an Heu widerspiegelte. Die Obst- und Weinbauern
verzeichneten hingegen sehr gute Ernten.
Der Hitzesommer 2018 blieb auch für die menschliche Gesundheit nicht ohne Folgen.
Wegen der hohen Temperaturen gab es ca. 200 Todesfälle mehr als in einem
durchschnittlichen Jahr. Dabei waren grosse Unterschiede zwischen den Kantonen zu
verzeichnen. In denjenigen Kantonen, in denen Hitzemassnahmenpläne zum Einsatz
kamen, blieb die Sterblichkeit gleich hoch wie in anderen Jahren. In den Kantonen ohne
hitzespezifische Massnahmen stieg die Zahl der Todesfälle jedoch an. Diese Zahlen
gäben einen Hinweis darauf, dass die hitzebedingte Sterblichkeit mit gezielten
Massnahmen und koordinierten Hitzeplänen (z.B. Aufrufe zu vermehrter
Flüssigkeitsaufnahme) reduziert werden könne, so das BAFU. 6

Klimapolitik

Die in den beiden Basler Halbkantonen eingeführten marktwirtschaftlichen Instrumente
im Umweltschutz in Form von handelbaren Emissionsgutscheinen für die
Unterschreitung der Grenzwerte der LRV blieben ohne Erfolg, da die
Rahmenbedingungen unangepasst waren. Gemäss einer wissenschaftlichen Studie
trugen sowohl die sich verändernden eidgenössischen Grenzwerte in Form von
Rechtsunsicherheit als auch der Ausschluss der Kleinemittenten vom Gutscheinhandel
zum Misserfolg bei. 7

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 05.01.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die Diskussion um die Einführung von neuen marktwirtschaftlichen Lenkungsabgaben
im Umwelt- und Energiebereich, insbesondere der CO2-Abgaben, wurde durch die
Veröffentlichung der Studie «Umweltabgaben in Europa», welche vom Büro Ecoplan
im Auftrag des BUWAL und des BEW erstellt wurde, neu angeheizt. In der
ländervergleichenden Studie stellten die Autoren fest, dass in der Schweiz zwar strenge
Umweltschutzregelungen in Form von gesetzlichen Vorschriften und Verboten
herrschen, die schweizerischen Energiepreise insgesamt (sowohl Elektrizität als auch
Heizöl und Benzin) jedoch zusammen mit den luxemburgischen die niedrigsten in
Europa sind. Gemäss der Studie wurden Energiesteuern inklusive einer CO2-Abgabe als
Teil des globalen Steuersystems mit Lenkungseffekt bisher erst in den skandinavischen
Ländern eingeführt. 8

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 29.01.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Dans une étude commandée par l'Association suisse de l'industrie gazière, l'EPFZ a
conclu que si la Suisse ne met pas rapidement en œuvre la loi sur le CO2, les émissions
de ce gaz à effet de serre ne reculeraient que de 1,3% d'ici à 2010, au lieu des 10%
visés. Ainsi, à la place d'une réduction annuelle de 4 millions de tonnes, celles-ci ne
diminueraient que de 0,5 tonnes. Selon l'étude, l'idéal serait que l'économie et les
ménages fournissent des efforts considérables. Reprenant les quatre variantes qu'avait
évoqué le DETEC, l'EPFZ a estimé que le scénario qui atteindrait ce but serait celui
d'une taxe sur le CO2 de 50 francs par tonne de CO2 émise pour les combustibles
fossiles, et de 100 francs par tonne pour l'essence. 9

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 05.07.2003
PHILIPPE BERCLAZ

Mandaté par l’OFEFP, l’entreprise Prognos a mis à jour la prévision des émissions de
CO2 pour 2010. Adaptant les perspectives calculées en 2002 (Les perspectives
constituent un instantané. Elles sont calculées à partir des émissions actuelles, en
fonction de l’évolution possible des données générales (croissance économique,
croissance démographique, évolution du trafic, etc.), de l’efficacité des mesures
librement consenties et des autre mesures.), le rapport indique que les émissions de
CO2 dues aux carburants augmenteront de 8,8% au lieu de diminuer de 8%. Cet écart
correspond à 2,6 millions de tonnes. En revanche, les émissions dues aux combustibles
seront considérablement réduites (-11,4%), mais il demeure un écart de 0,9 million de
tonnes par rapport à l’objectif de réduction qui est de 15%. 10

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 19.10.2004
PHILIPPE BERCLAZ
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Im Februar legte die Stiftung „Klimarappen“ dar, wie sie ihr Ziel, eine CO2-Reduktion
von insgesamt 9 Mio Tonnen bis 2012, erreichen will. Seit Oktober 2005 bezahlt jeder
Autofahrer einen Aufpreis von 1,5 Rappen pro Liter Benzin oder Diesel (Klimarappen),
was gemäss der Stiftung einen Ertrag von insgesamt 740 Mio Fr. ergeben soll. Rund zwei
Drittel der Summe, 520 Mio CHF, will sie für emissionssenkende Projekte im Inland
einsetzen, davon 180 Mio CHF für die energetische Sanierung von Häusern und 190 Mio
CHF für die Förderung erneuerbarer Energien und für Projekte, die der effizienteren
Nutzung des Treibstoffs dienen (z.B. Kurse für Berufschauffeure). 204 Mio Fr. sind für
Projekte im Ausland bestimmt. Im Herbst gab die Stiftung den Abschluss von Verträgen
mit einem Reduktionsvolumen von insgesamt 3,6 Mio Tonnen CO2 bekannt. Eine erste
Bilanz bestätige, dass CO2-Reduktionen im Ausland wesentlich billiger seien als im
Inland, dass aber auch die Qualität der Projekte variiere. Die Stiftung setze mehr als
zwei Drittel der Mittel im Inland ein, erwarte daraus jedoch nur einen Betrag von einem
Neuntel bis einem Fünftel des angestrebten Reduktionsvolumens. 11

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 20.10.2006
MAGDALENA BERNATH

Eine Untersuchung der Forschungsanstalt EMPA zur Ökobilanz von Biotreibstoffen
zeigte, dass diese nicht immer umweltfreundlicher sind als fossile Treibstoffe. Zwar
kann gemäss der Studie mit praktisch allen Biotreibstoffen der Ausstoss von
Treibhausgasen deutlich gesenkt werden. Der Anbau und die Verarbeitung der
Rohstoffe können aber gravierende andere Umweltbelastungen bewirken, z.B. indem
durch die Brandrodung von Regenwald grosse Mengen CO2 freigesetzt werden. Beim
Anbau in gemässigten Zonen sind vor allem der grosse Düngereinsatz und die
mechanische Bearbeitung des Bodens problematisch. Die ökologische Gesamtbilanz
wurde nur bei Biotreibstoffen aus Abfällen, wie Jauche, Altspeiseöl und Grünabfälle
besser bewertet als diejenige fossiler Treibstoffe. 12

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 23.05.2007
ANDREA MOSIMANN

Die Stiftung Klimarappen teilte dem UVEK im Juni verbindlich mit, dass sie ihre CO2-
Reduktions-Ziele erreichen werde. Sie hatte sich zu einer Senkung um 9 Mio Tonnen
CO2 im Zeitraum von 2008 bis 2012 verpflichtet und kann nun mit Programmen im
Inland und mit dem Kauf von so genannten Kyoto-Zertifikaten sogar 12,8 Mio Tonnen
einsparen. Davon entfallen 2,6 Mio Tonnen auf die Schweiz und 10,2 Mio Tonnen aufs
Ausland. Dieser definitive Massnahmenplan löste gemischte Reaktionen aus. Die
Wirtschaftsverbände, der Verband des Strassenverkehrs und die Erdölindustrie
bezeichneten den Klimarappen als hervorragendes Beispiel für einen effizienten
Klimaschutz. SP, Grüne und Umweltverbände hielten dagegen, dass der Klimarappen die
steigenden Verkehrsemissionen nicht reduzieren könne und forderten die Einführung
einer CO2-Abgabe auf Treibstoffen. 13

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.06.2007
ANDREA MOSIMANN

En début d’année, le WWF a publié une étude selon laquelle la Suisse ne parviendrait
pas à respecter les engagements pris en matière de réduction des émissions CO2 dans
le cadre du Protocole de Kyoto (48,6 millions de tonnes), ni ceux inscrits dans la loi sur
le CO2 (36,8 millions de tonnes). Selon l’organisation, en 2010, les émissions dues aux
combustibles s’établiront entre 22,2 et 23,7 millions de tonnes au lieu des 21,58
millions tonnes fixées dans la loi, soit un écart oscillant entre 0,65 et 2,15 millions de
tonnes. Quant aux émissions dues aux carburants, le WWF a estimé qu’elles
atteindraient 15,7 millions de tonnes, c’est-à-dire 1,4 millions de tonnes de plus que la
prescription légale (14,3). Par conséquent, en lieu et place des 8% du Protocole de
Kyoto et des 10% de la loi sur le CO2, la réduction ne serait que de 5%. Ces écarts
s’expliquent par la forte croissance économique et le boom immobilier des années
2004-2006. L’organisation a également souligné l’efficacité insuffisante de la taxe sur
le CO2 sur les combustibles et déploré l’absence de taxe sur les carburants. L’Office
fédéral de l’environnement (OFEV) a répliqué en faisant valoir que la consommation
devrait décroître d’ici 2012, de telle sorte que l’excédent d’émissions s’élèverait à
seulement 0,5 million de tonnes. Ce dépassement des exigences de Kyoto vaudrait à la
Suisse une pénalité de l’ordre de 100 millions de francs, selon l’OFEV. 14

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 17.01.2008
NICOLAS FREYMOND
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Selon une étude de la société de conseil McKinsey publiée en début d’année, la Suisse
pourrait réduire de moitié ses émissions de CO2 d’ici 2030 sans aucune perte de
confort grâce à des mesures favorisant les appareils, les véhicules et les bâtiments les
plus efficients énergétiquement. Les émissions dues aux transports pourraient ainsi
diminuer d’un tiers sans restriction de la mobilité, générant même des économies pour
les particuliers. Les résultats de cette étude ont réjoui tant le conseiller fédéral Moritz
Leuenberger et que les organisations de protection de l’environnement qui y ont vu la
confirmation de la justesse d’une stratégie « indigène », reposant essentiellement sur
des mesures réalisées sur le territoire national, au détriment de la stratégie « exogène »
prônée notamment par les associations économiques et la conseillère fédérale Doris
Leuthard et privilégiant des actions à l’étranger et l’échange de certificats d’émission. 15

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 08.01.2009
NICOLAS FREYMOND

L’Office fédéral de l’environnement (OFEV) a publié la statistique sur le CO2 pour
2009, laquelle indique une baisse de 1% des émissions par rapport à 2008
vraisemblablement imputable à la récession économique. Pour la première fois depuis
2002, les émissions dues aux carburants ont diminué, mais elles sont restées de 12,8%
supérieures à leur niveau de 1990. Pour atteindre la valeur-cible légale, elles devront
baisser de 8% pendant la période 2008-2012. Quant aux combustibles, leurs émissions
ont reculé de 1% pour s’établir à 12,1% en dessous de leur niveau de 1990, alors que la
loi impose une réduction de 15% d’ici à fin 2012. Globalement et compte tenu de
l’achat de certificats d’émission étrangers, en 2009, les émissions de CO2 en Suisse se
sont situées 7,6% en dessous du niveau de 1990, alors que la loi prévoit une réduction
de 10% d’ici à fin 2012. Concernant la mise en œuvre du Protocole Kyoto, les émissions
de gaz à effets de serre (CO2, méthane, etc.) ont baissé de 2,2% en 2009, se situant
désormais 6,5% en dessous de leur valeur de 1990, tandis que le Protocole vise une
réduction de 8%. S’appuyant sur ces chiffres, l’OFEV a réalisé une étude prospective
qui a conclu que la Suisse ne parviendra pas à tenir les engagements pris dans le cadre
du Protocole de Kyoto. Le ralentissement de l’économie suisse a été moindre que
prévu et la reprise s’est avérée particulièrement vigoureuse avec un taux de croissance
estimé par le Secrétariat d’Etat à l’économie à 2,7% pour 2010. Il en résulte une
croissance de la consommation de carburants et de combustibles et, par conséquent,
des émissions de gaz à effet de serre. Selon l’OFEV, après déduction des achats de
certificats et des mesures de compensation réalisées sur le territoire national, les
émissions dues aux carburants excéderont de 0,8 million de tonnes l’objectif légal (15
millions de tonnes au lieu de 14,2), tandis que celles imputables aux combustibles
seront excessives de 0,4 million de tonnes (22 millions de tonnes au lieu de 21,6). La
hausse de la taxe sur les combustibles et le programme d’assainissement des bâtiments
ne pourront pas à eux seuls combler ces écarts. 16

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 10.07.2010
NICOLAS FREYMOND

Zu Jahresbeginn war die Schweiz noch weit davon entfernt, die für die Erfüllung des
Kyoto-Protokolls erforderlichen CO2-Einsparungen ausweisen zu können. Mit
bestehenden Massnahmen hatten in den Jahren 2008 bis 2011 im Schnitt statt 4,2 Mio.
Tonnen nur 3,2 Mio. Tonnen CO2 reduziert werden können. Dies bewegte Bundesrätin
Leuthard im Januar des Berichtsjahres zum Abschluss einer Zusatzvereinbarung mit
der Stiftung Klimarappen, aufgrund welcher sich die Stiftung verpflichtet, die Ziellücke
durch den Kauf von ausländischen Klimazertifikaten zu schliessen. Zur Erreichung der
Zusatzvereinbarung seien keine zusätzlichen Mittel erforderlich, da ausländische
Zertifikate fünf Mal weniger kosten würden als inländische, liess der Präsident der
Stiftung, David Syz, verlauten. Die Aussage der Bundesrätin, dass es für das Klima keine
Rolle spiele, wo der Ausstoss von CO2 verringert werde, provozierte jedoch sogleich
Kritik von den Umweltorganisationen. Der WWF sprach von einer Verletzung des Kyoto-
Protokolls und bezog sich dabei auf die Botschaft des Bundesrates zur Ratifikation des
Protokolls, worin die Regierung bekräftigt hatte, dass die Industrieländer „einen
bedeutenden Teil ihrer Anstrengungen“ zur CO2-Reduktion mit Massnahmen im Inland
zu erzielen hätten. Ein Klimaexperte des WWF Schweiz ermahnte, dass Juristen bei der
Verabschiedung der Klima-Verträge davon ausgegangen wären, dass ein wesentlicher
Bestandteil („a significant element“) 51 Prozent bedeuten würde. Tatsächlich wurde
eine minimale inländische Reduktionsquote jedoch nie genau quantifiziert. Die Schweiz
nimmt rund drei Viertel der erforderlichen Treibhausgasreduktion im Ausland vor.
Gemäss Aussagen des Bundesamtes für Umwelt sei der rechtliche Spielraum in der
Schweiz ausgenutzt, jedoch nicht verletzt worden. 17
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Im November wurde bekannt, dass die Stiftung Klimarappen die Vereinbarungen mit
dem Bund zur Reduktion von CO2-Emissionen im Umfang von insgesamt 17 Mio. Tonnen
in den Jahren 2008-2012 erfüllt hatte. Die Stiftung Klimarappen wurde im Jahr 2005 als
freiwillige Massnahme der Wirtschaft gegründet. Sie erhob bis August 2012 eine Abgabe
auf Benzin- und Dieselölimporte in der Höhe von 1,5 Rp. pro Liter. Mit den so erzielten
finanziellen Mitteln konnten zwischen 2008 und 2012 durch Investitionen in Projekte
zur Treibhausgasreduktion im Umfang von 2,7 Mio. Tonnen CO2 im Inland sowie 16 Mio.
Tonnen CO2-Äquivalente im Ausland eingespart werden, womit die Stiftung ihre
Verpflichtungen gar übertraf (2 Mio. t im Inland, 15 Mio. t im Ausland). Das durch
Übererfüllung der Vereinbarung durch ausländische Reduktionsleistungen entstandene
Vermögen wird 2014 an den Bund gelangen. Die inländischen Reduktionsleistungen im
Umfang von rund CHF 50 Mio. werden an die neue Stiftung Klimaschutz und CO2-
Kompensation (KliK) verkauft. Der Verkaufserlös sowie weitere verbleibende Mittel der
Stiftung werden weiterhin für Massnahmen zur Reduktion von Treibhausgasen im
Ausland eingesetzt. Die neue Stiftung KliK erfüllt als branchenweite
Kompensationsgemeinschaft seit Beginn des Berichtsjahres die mit Inkrafttreten des
revidierten CO2-Gesetzes entstandene gesetzliche Kompensationspflicht für die
Importeure fossiler Treibstoffe bis 2020. Ob die Schweiz ihren im Rahmen des Kyoto-
Protokolls gefassten Verpflichtungen zur Emissionsreduktion zwischen 2008 und 2012
insgesamt nachkommen konnte, war zum Ende des Berichtsjahres noch nicht
abschliessend klar. 18

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 18.11.2013
MARLÈNE GERBER

Im Februar erstattete der Bund der UNO im Rahmen der Klimakonvention zum sechsten
Mal Bericht über die Schweizer Klimapolitik. Dabei wurde ersichtlich, dass die Schweiz
das im Rahmen des Kyoto-Protokolls vereinbarte Treibhausgas-Reduktionsziel von 8%
bis 2012 im Vergleich zu 1990 nur unter Berücksichtigung von Massnahmen im Ausland
und der zunehmenden Kohlendioxidspeicherung aufgrund der wachsenden Schweizer
Wälder erreichen kann. Im Jahr 2011 lagen die Treibhausgasemissionen 5,6% tiefer als
im Basisjahr. Dass sich zwischen 2007 und 2011 kein einheitlicher Trend erkennen lasse,
liege an den unterschiedlichen Wetterbedingungen im Winter, die den
Brennstoffverbrauch steuern. Darüber hinaus verdeutlichte der Bericht, dass die
mittlere Jahrestemperatur in der Schweiz zwischen 1864 und 2012 um 1,75 Grad Celsius
gestiegen ist, was dem Doppelten der durchschnittlichen weltweiten Zunahme
entspricht. Der Bericht informiert die UNO auch über die zu treffenden Massnahmen in
der Schweizer Klimapolitik bis 2020. 19

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 03.02.2014
MARLÈNE GERBER

An einer Pressekonferenz im April 2014 gab das BAFU bekannt, dass das Ziel zur
Reduktion der Treibhausgasemissionen, nämlich den Ausstoss zwischen 2008-2012 im
Vergleich zu 1990 um mindestens 8% zu verringern, knapp erreicht werden konnte.
Noch ganz anders hatte die Bilanz im Januar 2012 gelautet, worauf sich Bundesrätin
Leuthard zum Abschluss einer Zusatzvereinbarung mit der Stiftung Klimarappen
entschlossen hatte. Ohne den Erwerb von Emissionszertifikaten im Ausland, die zu
einem Drittel der Treibhausgasreduktion beitrugen, hätte die Schweiz das Kyoto-Ziel
nicht erreichen können. Dieser Umstand trug den Bundesbehörden denn auch Kritik
von Umweltorganisationen und den Grünen ob der so "geschönten" Zahlen ein. Sowohl
der WWF wie auch Exponenten der Grünen Partei stiessen sich ferner daran, dass im
Ausland entstandene Emissionen zur Herstellung von Elektrizität, die in die Schweiz
importiert wurde, nicht in die Berechnungen eingeflossen waren. In einem NZZ-
Kommentar wurde der Bundesrat auch von Rolf Hartl, Präsident der Erdölvereinigung
und der Stiftung Klimaschutz und CO2-Kompensation (KliK), der Schönfärberei
beschuldigt. Wenn man die Senkenwirkung des Waldes, resp. die zunehmende Bindung
von CO2 durch Wald, auslasse, die in der Schweiz im betrachteten Zeitraum zu einer
beachtlichen Reduktion von 1,6 Mio. Tonnen CO2-Äquivalente geführt hatte, seien
ganze 87% der Treibhausgasreduktionen im Ausland erfolgt. Selbst das BAFU rief nicht
zu unverhohlenem Optimismus auf: Dem 2011 geäusserten Willen des Parlaments
folgend habe die Schweiz ihre Treibhausgasemissionen bis 2020 im Vergleich zu 1990
um 20% zu reduzieren - und das ausschliesslich durch Massnahmen im Inland. Ferner
konnten die Emissionen nicht in allen Sektoren reduziert werden. Während sich die
Haushalte und der Dienstleistungssektor mit grösseren Reduktionsleistungen
schmücken durften, nahmen die Emissionen im Verkehr im Vergleich zu 1990 gar zu. Mit
32% war der Verkehrssektor im Jahr 2012 für fast einen Drittel aller
Treibhausgasemissionen in der Schweiz verantwortlich. Die im Sommer 2014
veröffentlichte CO2-Statistik für das Jahr 2013 wies zwar einen leichten Rückgang der
durch den Brenn- und Treibstoffverbrauch verursachten Emissionen auf, hielt jedoch
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auch fest, dass der Brennstoffverbrauch noch deutlich über dem Zwischenziel für 2014
liegen würde, was eine mögliche Erhöhung der CO2-Lenkungsabgabe per 2016 näher
rücken lässt. 20

Bis 2020 wird der durch die Stiftung Klik verwaltete Fonds der Erdölvereinigung durch
die seit 2013 bestehende Erhebung einer Abgabe bei allen Brennstoffverkäufern eine
Milliarde Schweizer Franken eingenommen haben. Die eingenommenen Mittel dienen
zur Erfüllung der Kompensationspflicht von Treibstoff-Importeuren und Betreibern
fossil-thermischer Kraftwerke und sollen zur Unterstützung von CO2-Einsparprojekten
eingesetzt werden. Problematisch sei nur, dass bis anhin zu wenig Projekte zur CO2-
Kompensation bestehen würden, wie ein Bericht des Tagesanzeigers im März 2014
aufdeckte. Die Stiftung machte für diesen Umstand den Bund verantwortlich, der die
Projekte bewilligen muss, wobei die zuständigen Ämter bei der Beurteilung, ob die
Reduktion tatsächlich auf die vorgeschlagene Massnahme zurückzuführen sei, einen
grossen Ermessensspielraum hätten. Aufgrund von Zweifeln an der Wirksamkeit der
vorgeschlagenen Massnahmen hatten die Bundesämter für Energie und Umwelt (BFE,
BAFU) bereits zwei Projekte abgelehnt. Die Schwierigkeit, Projekte mit grossem
Reduktionspotential zu lancieren, liege unter anderem darin, dass der Bund mit seinen
eigenen Massnahmen im Verkehrs- und Gebäudesektor bereits beträchtliche
Möglichkeiten zur Reduktion von Treibhausgasemissionen ausschöpfe. Da die
Investitionen innert sieben Jahren (bis 2020) amortisiert sein müssten, würden sich die
Massnahmen zusätzlich verteuern. Aus all diesen Gründen forderte Klik die erneute
Möglichkeit zur Kompensation von CO2-Emissionen im Ausland. Im Unterschied zur
Vorperiode hatte das Parlament mit der 2011 verabschiedeten Revision des CO2-
Gesetzes beschlossen, dass Kompensationsmassnahmen künftig nur noch im Inland
möglich sein sollen. Im Oktober des Berichtsjahres verabschiedete der Bundesrat eine
Änderung der CO2-Verordnung, die unter anderem auch eine Erleichterung zur
Durchführung von Projekten zwecks Emissionsreduktion im Inland beinhaltete. Einen
Beitrag an die Erreichung der Klimaziele leisten künftig auch die Kehrichtverbrenner:
Sie verpflichteten sich 2014 in einer Zielvereinbarung mit dem UVEK, ihre CO2-
Emissionen bis 2020 um 200'000 t im Vergleich zu 2010 zu reduzieren. 21

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 14.07.2014
MARLÈNE GERBER

Nicht nur bei den Zahlen zur Erreichung der Zwischenziele zur Reduktion des CO2-
Ausstosses durch fossile Brennstoffe gab man sich uneinig; ähnliche Differenzen
zeigten sich auch bei den Strafzöllen auf Neuwagen, die als Lenkungsmassnahme zur
Reduktion der durch Treibstoffe verursachten Treibhausgasemissionen eingeführt
worden waren. Auf der einen Seite hatte die Vereinigung der Autoimporteure, Auto-
Schweiz, vor Sanktionen in der Höhe von CHF 80 Mio. pro Jahr gewarnt, während auf
der anderen Seite der VCS dies als Panikmache abgetan hatte. 
Aufschluss über die aktuellen Zahlen aus dem Jahr 2014 bot das BFE im Juni 2015:
Während Fahrzeugimporteure aufgrund der Verfehlung des Reduktionsziels im Jahr
2013 (durchschn. max. 130 g CO2/km bei 75% der gesamten Neuwagenflotte) noch CHF
5,1 Mio. Sanktionen zahlen mussten, wurde das Zwischenziel 2014 – in diesem Jahr
bereits für 80% der Neuwagenflotte geltend – im Schnitt erreicht; lediglich einzelne
Importeure überschritten die individuellen Zielvorgaben und mussten Strafzahlungen
von insgesamt CHF 1,7 Mio. entrichten. Übermässig von den Sanktionen betroffen sind
jedoch Kleinimporteure, bei denen die Überschreitungen der Zielvorgabe bei einzelnen
Wagen aufgrund geringerer Kompensationsmöglichkeiten durch Wagen, die darunter
liegen, weit stärker ins Gewicht fallen. 22

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 12.06.2015
MARLÈNE GERBER

Anfangs Juli 2015 gab das BAFU die Zahlen zur Beurteilung der Zwischenziele für die
Reduktion der CO2-Emissionen im Jahr 2014 bekannt. In Einklang mit den aus dem
Protokoll zu Kyoto II erwachsenden Bestimmungen, die bereits Bestandteil des 2011
revidierten CO2-Gesetzes sind, verpflichtet sich die Schweiz bis 2020 zu einer
Reduktion ihrer Treibhausgasemissionen um 20% im Vergleich zu 1990. Wie der Bund
bekannt gab, wurde das zwischenzeitliche Reduktionsziel für das Jahr 2014 verfehlt.
Aus diesem Grund wird die CO2-Abgabe auf Brennstoffen mit Beginn des Jahres 2016
von 60 auf 84 CHF pro Tonne CO2 angehoben, was eine Verteuerung des Liters Heizöl
extraleicht um 6 Rappen (von 16 auf 22 Rappen) und eines Kubikmeters Erdgas um 5
Rappen (von 12 auf 17 Rappen) bedeutet. Das Reduktionsziel für fossile Brennstoffe
wurde jedoch nur knapp verfehlt: Der durch Brennstoffe bedingte CO2-Ausstoss betrug
78,5% des Wertes von 1990. Zur Erreichung des Zwischenziels hätte dieser Wert bei
76% oder tiefer liegen müssen. Noch immer über dem Wert von 1990 (+11%) liegen die
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CO2-Emissionen aus Treibstoffen; diese sind im Vergleich zum Vorjahr lediglich um
0,7% gesunken. Als lenkende Massnahmen sieht das CO2-Gesetz hier zum einen die
Vorschriften zum CO2-Ausstoss für neue Personenwagen und zum anderen die
Kompensationspflicht für Treibstoffimporteure vor. Letztere müssen bis 2020 10% der
Emissionen aus dem Verkehr mit inländischen Klimaschutzprojekten gutmachen.
Während der WWF die jüngsten Zahlen des BAFU zum Anlass nahm, eine deutliche
Verschärfung der bestehenden Kompensationspflicht zu fordern, empörten sich der
Hauseigentümerverband, die Erdöl-Vereinigung und der Dachverband für
Brennstoffhändler ob der angekündigten Massnahmen für die fossilen Brennstoffe
aufgrund einer lediglich knappen Verfehlung des Zwischenziels. 23

La CFHA a examiné dans quelle mesure la définition d’une valeur limite d’immission
pour l’ammoniac à l’annexe 7 de l’ordonnance sur la protection de l’air (OPair)
pouvait simplifier la prescription et l’exécution de mesures visant à réduire les
concentrations d’ammoniac d’origine agricole. A ce jour, aucune valeur limite
d’immission pour l’ammoniac ne figure dans l’annexe de l’OPair. Au niveau
international, la Convention sur la pollution atmosphérique transfrontière à longue
distance a défini des critères, notamment les charges critiques pour les dépôts d’azote
atmosphérique et les niveaux critiques pour l’évaluation des limites de concentration
pour les effets directs de l’ammoniac gazeux sur la végétation. D’après l’analyse du
CFHA, les charges critiques offrent une protection plus étendue que les niveaux
critiques pour l’ammoniac gazeux. Les charges critiques pour les dépôts d’azote sont
dépassées sur un plus grand nombre de surfaces que les niveaux critiques d’ammoniac.
La commission recommande donc de ne pas définir de valeur limite d’immission pour
l’ammoniac à l’annexe 7 OPair, afin que les niveaux critiques d’ammoniac n'aient pas la
primauté sur les charges critiques d’azote. Pour déterminer si des immissions sont
excessives, il faut selon elle, recourir en premier lieu aux charges critiques d’azote et
dans des cas motivés, aux niveaux critiques d’ammoniac. La CFHA préconise, de plus,
une nouvelle analyse dans 5 à 10 ans. 
Quelques mois plus tard, Agroscope a proposé 20 mesures pour réduire les émissions
de gaz à effet de serre dans l'agriculture sur lesquelles se fonde un système de points
pour la protection climatique. Les agriculteurs sous label IP-Suisse devront
sélectionner des mesures à mettre en œuvre sur leurs exploitations, cela dans le but de
diminuer leurs émissions de gaz à effet de serre. 24

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 04.09.2015
DIANE PORCELLANA

Die Strafzölle auf Neuwagen im Jahr 2015 fielen um einiges höher als im Vorjahr aus.
Das Flottenziel von 130 g CO2/km, in diesem Jahr zum ersten Mal für die Gesamtflotte
geltend (Vorjahr: 80% der gesamten Flotte), wurde im Schnitt um 5 g überschritten. Die
aufgrund der Verfehlung der Zielvorgaben insgesamt zu entrichtenden Sanktionen
beliefen sich auf einen Betrag von CHF 12,6 Mio (2014: 1,7 Mio.). 25

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 16.06.2016
MARLÈNE GERBER

Das von der Schweiz erstellte Klimainventar zu Handen des UNO-Klimasekretariats
verzeichnete für 2014 mit 48,7 Mio. Tonnen CO2-Äquivalente insgesamt den tiefsten
Wert seit 1990. Dies widerspiegelte auch, inwiefern externe Ereignisse die Statistiken
der Treibhausgasemissionen beeinflussen: Der milde Winter 2014 führte zu einem
relativ geringen Heizbedarf, der Rindviehbestand als wichtigster Verursacher der
landwirtschaftlichen Emissionen ist rückläufig und die Aufhebung des Euro-
Mindestkurses bedingte einen Einbruch des Tanktourismus aus dem Ausland. Hingegen
wurde auch der im Jahr 2008 eingeführten CO2-Abgabe eine signifikante Wirkung
zugesprochen, wie zwei vom BAFU in Auftrag gegebene Studien mit unterschiedlichen
Ansätzen zeigten. Weniger gut schnitt die interne Evaluation des Gebäudeprogramms
für 2010-2014 ab. Insbesondere der Teil B des Programms, mit welchem der Bund
kantonale Förderprogramme für erneuerbare Energien, die Abwärmenutzung und die
Optimierung der Gebäudetechnik unterstützt, führte nur zur Hälfte der erwarteten
CO2-Einsparungen. Die Gründe hierfür sind vielfältig. Zum einen wurden kantonale
Förderbudgets teilweise aus Spargründen gekürzt, zum anderen in gewissen Kantonen
jedoch auch nicht ausreichend nachgefragt. Ferner ergab die Auswertung, dass die
Wirksamkeit dieser Massnahme überschätzt wurde. Aus diesem Grund beantragte der
Bundesrat in seiner Botschaft zum Klima- und Energielenkungssystem den
schrittweisen Abbau und schliesslich das Auslaufen des Gebäudeprogramms. 26
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Im Juli 2017 teilte das BAFU mit, dass die witterungsbereinigten CO2-Emissionen aus
fossilen Brennstoffen im Jahr 2016 weiterhin gesunken waren, wenn auch nicht ganz
ausreichend: Das festgelegte Jahresziel von einer Reduktion von 27 Prozent gegenüber
1990 war verfehlt worden – witterungsbereinigt hatte der Rückgang 24.8 Prozent
betragen –, weswegen die CO2-Abgabe auf fossile Brennstoffe per Januar 2018 von 84
auf 96 CHF pro Tonne CO2 angehoben wird (+3 Rappen pro Liter Heizöl). Ohne
Witterungsbereinigung war im Vergleich zum Jahr 2015, das einen milderen Winter
zählte als 2016, gar eine Zunahme an CO2-Emissionen zu verzeichnen (+0.57 Mio.
Tonnen). Während der Dachverband der Brennstoffhändler seine Enttäuschung über
den Entscheid des BAFU zum Ausdruck brachte und von einer Wettbewerbsverzerrung
zuungunsten des Heizöls sprach, zeigte sich Werner Luginbühl (bdp, BE), Präsident der
UREK-SR, überzeugt, dass diese Massnahme einen verstärkten Anreiz biete, die
Gebäudesanierung voranzutreiben.
Einen leichten Rückgang verzeichneten die CO2-Emissionen aus Treibstoffen 2016 im
Vergleich zum Vorjahr, lagen dabei aber immer noch um 5.1 Prozentpunkte über dem
Wert von 1990. Als Massnahmen zur Reduktion der CO2-Emissionen in diesem Bereich
sieht der Bund zum einen vor, dass die Treibstoffimporteure bis 2020 einen immer
höheren Anteil an CO2-Emissionen kompensieren müssen. In Zusammenhang mit der
Energiestrategie 2050 hatte das Parlament zum anderen beschlossen, dass der CO2-
Ausstoss neu zugelassener Personenwagen bis 2020 von 130 auf 95 Gramm pro
Kilometer sinken soll. Eine CO2-Abgabe auf Treibstoffe hatte bis anhin im Parlament
keine Mehrheit gefunden (vgl. BRG 09.067; BRG 15.072). 27

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 11.07.2017
MARLÈNE GERBER

D'après une étude de l'Université de Fribourg sur la fonte des glaciers en Suisse
centrale, 90% des glaciers auront disparu d'ici 2090. Cette recherche s'appuie sur un
inventaire des glaciers remontant à 1850. Le développement futur des glaciers est
modélisé, sous l'hypothèse d'un réchauffement climatique de quatre degrés d'ici la fin
du siècle. Sans trop s'avancer, les chercheurs prévoient un débit d'eau dans les cours
d'eau identique à aujourd'hui, mais il pourrait diminuer de 60% en août et en
septembre. Les périodes de sécheresse rendraient difficile l'approvisionnement en
eau. 28

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 06.10.2017
DIANE PORCELLANA

L'OFEV a présenté son étude sur les empreintes environnementales de la Suisse de
1996 à 2015. L'étude analyse comment l'environnement est affecté par la
consommation et la production de biens et de services, en mobilisant huit indicateurs.
Malgré une diminution de 19% de l'impact environnemental total de la Suisse par
personne sur le plan national, l'impact à l'étranger s'est intensifié par le biais des
importations. L'impact écologique du pays est trois fois supérieur à ce que la planète
peut supporter à long terme. Plus particulièrement, en Suisse, l'empreinte gaz à effet
de serre s'est réduite, mais reste élevée sur la période analysée. L'empreinte
biodiversité est nettement supérieure au niveau compatible avec les limites
planétaires. Enfin, l'empreinte hydrique a connu un bond de 40% en raison de
l'importation de produits agricoles gourmands en eau. La Stratégie énergétique 2050
devrait permettre à la Suisse de réduire son impact environnemental, en accroissant
l'efficience dans le secteur du bâtiment et en recourant aux énergies renouvelables.
Toutefois, il faut, selon les auteurs de l'étude, que la population adopte également un
comportement réfléchi et orienté vers la durabilité. C'est pourquoi, plusieurs
recommandations y sont formulées en termes de mobilité et d'alimentation. 29

STUDIEN / STATISTIKEN
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DIANE PORCELLANA

Im April 2020 veröffentlichte das BAFU die Zahlen der Schweizer
Treibhausgasemissionen für das Jahr 2018. Diese beliefen sich insgesamt auf 46,4
Millionen Tonnen CO2-Äquivalente. Die Emissionen lagen damit 2018 insgesamt rund 14
Prozent tiefer als im Basisjahr 1990. Im Vergleich zu 2017 nahmen sie um 1,5 Millionen
Tonnen ab. Das Treibhausgasinventar für 2018 zeigte, dass zur Erreichung des
Reduktionsziels von minus 20 Prozent bis 2020 noch weitere grosse Anstrengungen
notwendig sind: Im Gebäudesektor lagen die Emissionen 2018 um 34 Prozent unter
dem Wert im Basisjahr 1990. Die Reduktion war aber vor allem auf den sehr milden
Winter respektive auf den dadurch bedingten verminderten Öl- und Gasverbrauch
zurückzuführen. Wenn man den Effekt der Witterung herausrechne, zeige sich für
diesen Sektor eine Abnahme der Emissionen um nur rund 0,3 Millionen Tonnen pro
Jahr. Im Verkehr war für 2018 kein Rückgang der Emissionen zu verzeichnen; er betrug
2018 rund 15 Millionen Tonnen CO2-Äquivalente. Die Emissionen lagen damit 1 Prozent
über dem Wert des Basisjahrs 1990. Zwar seien viele sparsamere Autos auf den Strassen

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 15.04.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER
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unterwegs; die Zunahme bei den gefahrenen Kilometern machten diesen Effekt aber
wieder zunichte. Die Industrie stiess im Jahr 2018 11,2 Millionen Tonnen CO2-
Äquivalente aus; dies entsprach einer Reduktion von 14 Prozent gegenüber 1990. Um
das Reduktionsziel für 2020 von 15 Prozent zu erreichen, sei eine weitere
Verminderung der Emissionen notwendig.
Nach heutiger Einschätzung werde die Schweiz ihr nationales Klimaziel für das Jahr
2020 von minus 20 Prozent Treibhausgasausstoss gegenüber 1990 gesamthaft deutlich
verfehlen, so das BAFU in seiner Medienmitteilung. 30

Auf Initiative des BAFU und des SIF liessen sich im Jahr 2020 insgesamt 179
Finanzinstitute freiwillig auf ihre Klimaverträglichkeit hin prüfen. Während bei einer
ersten solchen Studie im Jahr 2017 nur Pensionskassen und Versicherungen partizipiert
hatten, konnte das BAFU im Januar 2021 auch Resultate von Banken und
Vermögensverwaltungen präsentieren. Die Studie hält fest, dass seit 2017 vieles in
Bewegung gekommen ist, aber noch immer zu viele Finanzinstitute in Erdöl- und
Kohleförderung investierten. So würden heute immer noch vier mal mehr finanzielle
Mittel in Firmen angelegt, die Strom aus fossilen Quellen gewinnen, als in Firmen, die
erneuerbaren Strom produzieren. Nachholbedarf sieht die Studie auch im Bereich der
Beratung der Kundinnen und Kunden, da die Finanzinstitute noch zu wenig oft von sich
aus auf nachhaltige Portfolios aufmerksam machen. Schliesslich weist der Bericht auch
darauf hin, dass im Gebäudebereich ein grosses Potential für Emissionsverminderungen
besteht. Bislang hätten jedoch bloss die Pensionskassen in grösserem Ausmass
angekündigt, die Heizungssysteme ihrer Immobilien von fossilen auf erneuerbare
Quellen umzurüsten. 31

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 09.11.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Sozialhilfe

Nach den Kriterien der EG und der WHO gilt eine Person als arm, wenn ihr Einkommen
weniger als die Hälfte des Einkommens beträgt, das in einem Land durchschnittlich zur
Verfügung steht. Geht man von dieser Definition der Armutsschwelle  aus, leben 8
Prozent oder ungefähr 500'000 Menschen in der Schweiz in Armut. Dient als
Richtschnur die für die Entrichtung von Ergänzungsleistungen der AHV/IV massgebliche
Einkommensgrenze, so sinkt der Anteil der Armen auf 4 Prozent. Auf 10 Prozent steigt
er dagegen, wenn die für Mietzinszuschüsse massgebliche Einkommensgrenze
berücksichtigt wird. Dies ergab eine Untersuchung des Instituts für Sozialwissenschaft
der Universität Lausanne. Noch erschreckendere Zahlen lieferte eine Armutsstudie im
Kanton Neuenburg, derzufolge mindestens ein Sechstel, wahrscheinlicher aber eher ein
Fünftel der Bevölkerung unter der von EG und WHO definierten Armutsschwelle lebt.
Aufgeschreckt durch diese Zahlen reichte die FDP-Fraktion ein Postulat (Po 90.926)
ein, das für das Jubiläumsjahr eine nationale Konferenz zum Thema Armut anregt. 32

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 02.11.1990
MARIANNE BENTELI

Durchschnittlich leben in der Schweiz rund 15 Prozent der Bevölkerung unter der
Armutsgrenze. Eine neue kantonale Studie aus dem Wallis bestätigte die bereits aus
anderen Untersuchungen bekannten Zahlen. Auffallend war dabei, dass besonders
junge Erwachsene unter 30 Jahren vom Problem der Armut betroffen sind: Unter
Ausschluss der Minderjährigen und der Studenten machten sie 28 Prozent jener aus,
die aufgrund der angewendeten Kriterien als arm zu gelten haben. Armutsgefährdet
sind aber auch Rentner (16.4%) und insbesondere die Frauen, die zweieinhalbmal
zahlreicher in Armut leben als die Männer. Zwei Drittel der Armen sind ledig,
geschieden oder verwitwet. 33

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 26.06.1991
MARIANNE BENTELI

Zu eher noch krasseren Ergebnissen kam eine Studie im Kanton Baselstadt. Gemäss
den Autoren ist dort jede vierte Person mehr oder weniger stark von Armut betroffen:
15 Prozent der Bevölkerung leben bereits unterhalb der Armutsschwelle, 10 Prozent sind
Grenzfälle. Die meisten der befragten sozialen Institutionen gingen zudem davon aus,
dass sich das Phänomen in den nächsten zehn Jahren noch verschärfen wird. Der
Basler Regierungsrat beauftragte das Wirtschafts- und Sozialdepartement, Vorschläge
zur Schliessung der Lücken im Sozialnetz auszuarbeiten. 34

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 27.06.1991
MARIANNE BENTELI
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Eine gesamtschweizerische Untersuchung der Armutsproblematik (NFP 29) lässt
weiterhin auf sich warten, weshalb den kantonalen Studien besondere Bedeutung
zukommt. Neu erschienen Untersuchungen für die Kantone Bern, Jura, St.Gallen und
Zürich. Je nach Berechnungsart wiesen die Untersuchungen einen Armutsanteil von 3
bis 5 Prozent (St. Gallen), knapp 10 Prozent (Zürich) oder 15 bis 17 Prozent (Bern und
Jura) aus. Einig waren sich aber alle Autoren, dass bestehende oder drohende Armut in
einzelnen Bevölkerungsteilen besonders stark vertreten ist, nämlich bei den
Alleinstehenden, den Alleinerziehenden, den Familien und den Rentnern. Zudem
wiesen alle darauf hin, dass ihre Studien – basierend auf Zahlen der späteren 1980er
Jahre – notwendigerweise zu niedrig greifen, da sie der zunehmenden
Langzeitarbeitslosigkeit noch nicht Rechnung tragen konnten. 35

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 18.02.1992
MARIANNE BENTELI

Die Rezession und die steigende Zahl der ausgesteuerten Langzeitarbeitslosen
verstärkte 1993 den Druck auf die Fürsorgeämter weiter. 160'000 bis 180'000 Personen
waren nicht mehr in der Lage, ihre Existenz selber zu bestreiten. Angesichts der
Finanzknappheit der öffentlichen Hand wurden die Voraussetzungen für eine wirksame
Sozialhilfe immer schwieriger. 36

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 13.10.1993
MARIANNE BENTELI

Gemäss einer Pilotstudie zu einer nationalen Sozialhilfestatistik werden
gesamtschweizerisch zwischen 100'000 und 150'000 Personen von den
Fürsorgebehörden materiell unterstützt. Die Bruttoleistungen dürften bei etwa CHF 1
Mrd., die Nettoleistungen bei CHF 600 Mio. bis CHF 700 Mio. pro Jahr liegen.
Hauptbezüger der Sozialhilfe sind mit 34 Prozent Arbeitslose, gefolgt von
Suchtabhängigen (19%) sowie Alleinerziehenden und AHV/IV-Rentnern mit je 14
Prozent. In den letzten Jahren mussten grössere Gemeinden Steigerungsraten von
jährlich bis zu 35 Prozent verkraften. Aufgrund der bei 30 Sozialhilfestellen in der
Deutschschweiz erhobenen Daten lässt sich im Fürsorgebereich ein klarer Stadt-Land-
Unterschied erkennen. Die Zahl der unterstützten Personen und Familien liegt in
städtischen Gemeinden weitaus höher als in ländlichen Regionen. Zudem ist das Stadt-
Land-Gefälle bei der Sozialhilfe ausgeprägter als bei den Armutsquoten und
widerspiegelt damit eine restriktivere Sozialhilfe auf dem Land. Aus den Daten ging
weiter hervor, dass nur ein Teil der wirtschaftlich Bedürftigen öffentliche Sozialhilfe
bezieht. Die Fürsorgequoten liegen im Vergleich zu den Armutsquoten sehr viel tiefer,
bei den kleinsten Gemeinden rund vierzigmal, bei den Städten mit über 300'000
Einwohnern immerhin noch rund siebenmal. Laut Schätzungen beziehen je nach
Gemeinde zwischen 5 und 30 Prozent der einkommensschwachen Wohnbevölkerung
Fürsorgegelder. 37

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 29.03.1994
MARIANNE BENTELI

Gemäss Schätzungen haben im Berichtsjahr 1995 etwa 275'000 Personen oder Familien
Leistungen der Sozialhilfe bezogen. Das sind rund 10 Prozent mehr als im Vorjahr. Damit
ist die Zahl weiterhin angestiegen, allerdings weniger stark als im Schnitt der letzten
Jahre. Für die unmittelbare Zukunft rechnen Sozialfachleute mit der gleichen
Entwicklung, da ein nachweisbarer Zusammenhang zwischen Arbeitslosigkeit und Armut
besteht. Von den ausgesteuerten Arbeitslosen melden sich im Durchschnitt rund ein
Drittel innerhalb von drei oder vier Monaten beim Fürsorgeamt. 38

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 12.12.1995
MARIANNE BENTELI

Im Berichtsjahr legte der Kanton Graubünden eine Armutsstudie vor. Der Bericht kam
zum Schluss, dass rund 16'000 Bündner (ca. 10% der Bevölkerung) als "relativ arm"
bezeichnet werden müssen. Ihnen stehen pro Monat weniger als 2000 Fr. zum Leben
zur Verfügung. Auch die Exekutive der Stadt Lausanne liess in zwei Studien die
finanzielle Situation der in wirtschaftlich prekären Verhältnissen lebenden Menschen
sowie die konkreten Auswirkungen der Armut untersuchen. In 5000 Haushaltungen (9%
der Gesamtheit) wurden in wenigstens zwei Kernbereichen (Einkommen, Ausbildung,
Einbettung in die Gesellschaft) Defizite festgestellt, womit diese Haushaltungen auch in
Bezug auf die Zukunftsaussichten auf sehr schwachen Beinen stehen. Weitere 4500
Haushaltungen (8%), insbesondere Familien, befanden sich in einer prekären Lage, weil
sie ihren finanziellen Verpflichtungen nur zeitweise nachkommen können und rund ein
Drittel von ihnen verschuldet ist. 39

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 18.04.1996
MARIANNE BENTELI
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In der Schweiz nimmt die Armut seit Beginn der neunziger Jahre zu. Gemäss einer
Studie des Bundesamtes für Statistik stieg der Anteil der Haushalte, die nach eigenen
Angaben Sozialhilfe beziehen, zwischen 1991 und 1995 von 4,7% auf 5,2%. Die Haushalte
in der französischen Schweiz und im Tessin befinden sich laut Studie öfter in einer
bedürftigen Situation, die ihnen Anspruch auf Unterstützungsleistungen gibt. Grosse
Haushalte mit sechs und mehr Mitgliedern sind am häufigsten auf Unterstützung
angewiesen. Der Anteil der "working poors" (Leute, die arbeiten, aber damit nicht genug
für ihren Lebensunterhalt verdienen) bezogen auf die gesamte Bevölkerung schwankt
zwischen 3,5% und 13,6%. Das Risiko, unter einer bestimmten Einkommensschwelle zu
liegen, ist für Frauen und für Personen ohne nachobligatorische Ausbildung deutlich
höher als für andere Bevölkerungsgruppen. Ende Jahr schätzte die Schweizerische
Konferenz für Sozialhilfe (Skos) die Zahl der Sozialhilfeempfänger auf 300'000. Erstmals
wurde netto mehr als eine Milliarde Franken ausgeschüttet. Bei der Skos handelt es sich
um die ehemalige Schweizerische Konferenz für öffentliche Fürsorge (SKöF). 40

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 26.10.1996
MARIANNE BENTELI

Nachdem in den achtziger Jahren verschiedene kantonale Armutsstudien - ausgehend
von unterschiedlichen Definitionen der Armutsgrenze - vorgelegt worden waren,
präsentierte die Universität Bern erstmals eine gesamtschweizerische Studie, welche
sich sowohl am soziokulturellen wie am subjektiven Armutskonzept orientierte. Das
soziokulturelle Existenzminimum rechnet nicht mit der blossen physischen
Daseinssicherung, sondern bezieht Komponenten der Teilhabe am Sozialleben mit ein.
Es lässt sich nur in Relation zum Wohlstandsniveau der betrachteten Gesellschaft (oder
Region) zu einem bestimmten Zeitpunkt ermitteln. Subjektive Armutskonzepte stellen
nicht auf die Einschätzung von Experten ab, sondern von allen Gesellschaftsmitgliedern,
Betroffene eingeschlossen. Untersucht wurden die Ressourcen der einzelnen
Haushalte, aber auch Wohnqualität, Arbeit und Ausbildung, Gesundheit, private
Netzwerke und subjektives Wohlbefinden.

Die Armutsgrenze wird in der Schweiz je nach Gesichtspunkt und gesetzlicher Regelung
unterschiedlich festgesetzt. Die Schweizerische Konferenz für Sozialhilfe (Skos) setzt sie
für Einpersonenhaushalte bei 980 Fr. (nach Abgabe der Zwangsausgaben Steuern,
Sozial- und Krankenversicherung, Alimente, Schuldzinsen und Wohnkostenanteil) fest;
als Grenze für die Anspruchsberechtigung auf Ergänzungsleistungen (EL) gelten 1285 Fr.,
ebenfalls nach Abzug der Zwangsausgaben. Je nachdem, von welcher Armutsgrenze
ausgegangen wird, lebten in der Schweiz im Erhebungsjahr 1992 zwischen 390 000
(5,6% der Wohnbevölkerung) und 860 000 (9,8%) Personen, die als "arm" zu gelten
haben. Subjektiv nehmen aber längst nicht alle Betroffenen ihre Situation als Armut
wahr.

Die Studie ermittelte neben der Anzahl der als arm einzustufenden Personen jene
Bevölkerungsgruppen, die für Armut relativ anfällig sind. 60% der Armen in der Schweiz
sind weniger als 40 Jahre alt. Die Auswertung nach Haushaltstypen wies eine besonders
hohe Armutsquote bei Alleinerziehenden, geschiedenen Frauen und allein lebenden
Männern aus. Junge, kinderreiche Familien gehören überdurchschnittlich häufig zur
armen Bevölkerung. Signifikant unterdurchschnittliche Armutsquoten weisen
Angestellte (im Unterschied zu Selbständigerwerbenden) und Altersrentner auf. Eine
besonders hohe Armutsquote findet sich im Kanton Tessin und in der Romandie sowie
unter der ausländischen Bevölkerung. Verdeckte Armut machte die Untersuchung vor
allem dort aus, wo Anspruchsberechtigte keine EL oder Sozialhilfe beziehen, weil sie
aus nicht genau zu ermittelnden Gründen den Gang zum Sozialamt scheuen bzw. über
ihre Rechte nicht informiert sind. Über 50% der bezugsberechtigten Erwerbstätigen
und rund ein Drittel der bezugsberechtigten Rentner beziehen weder Sozialhilfe noch
EL. Eine Erhöhung der Bezugsquote könnte die real existierende Armut lindern. 41

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 21.01.1997
MARIANNE BENTELI

Im Januar legte der Schweizerische Gewerkschaftsbund (SGB) eine Studie zur Situation
der „Working poor“ vor, also jener Menschen, die trotz regelmässiger Erwerbsarbeit von
Armut betroffen sind. Die Ergebnisse der Untersuchung bestätigten jene früherer
Berichte. Gemäss SGB leben 3% bis 5% der Vollzeitbeschäftigten unterhalb der
Armutsgrenze, d.h. sie erzielen ein Einkommen von weniger als 50% des Medianlohnes.
Als einzigen Lichtblick wertete der SGB den Umstand, dass die Zahl der betroffenen
Personen in den letzten Jahren nicht weiter zugenommen hat. Tief- und Tiefstlöhne
werden vor allem in der Landwirtschaft, im Detailhandel, in der Hotellerie, im
Gastgewerbe sowie bei den persönlichen und häuslichen Dienstleistungen ausgerichtet.
Deutlich stärker trifft es zudem Selbstständigerwerbende, unter 25-jährige und über

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 07.01.1999
MARIANNE BENTELI
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60-jährige Erwerbstätige. Der höchste Anteil an Tieflohnbezügern verzeichnet der
Kanton Tessin. Ausgehend von diesen Feststellungen verlangte der SGB einen
garantierten monatlichen Mindestlohn von 3000 Fr.. 42

Eine Analyse der Schweizerischen Konferenz für öffentliche Sozialhilfe (SKOS) kam nach
einer Befragung in 2082 Gemeinden zum Schluss, dass sich zumindest in der
Deutschschweiz die Zahl der Sozialhilfebezüger allein in der ersten Hälfte der 90er
Jahre mehr als verdoppelt hat. Gemäss SKOS haben die wirtschaftlichen und familiären
Veränderungen zu einer massiven Verschärfung der sozialen Belastungen geführt. Es sei
deshalb nicht länger tragbar, dass die Sozialhilfe praktisch allein die Folgen des
Strukturwandels tragen müsse; das würde praktisch einer Kantonalisierung und
Kommunalisierung der Armut und der Folgen der wirtschaftlichen Rezession
gleichkommen. Die SKOS verlangte deshalb dringlich eine Koordination der kantonal
geregelten Sozialhilfe mit den Sozialversicherungen des Bundes. Um Rechtsgleichheit
sowie einen verbesserten Lastenausgleich zu erreichen, wäre laut SKOS ein
Rahmengesetz des Bundes für die soziale Sicherheit nötig, das sowohl die
Sozialversicherungen wie die Sozialhilfe mit einbezieht und den neuen sozialen Risiken
(Unterbrüche in der Erwerbsarbeit und veränderte Familienformen) Rechnung trägt. 43

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 28.06.1999
MARIANNE BENTELI

In einer Studie des BFS wurden die Wirkungen und der Umverteilungseffekt einzelner
Leistungen des Sozialstaates durchleuchtet. Die Studie brachte zum Ausdruck, dass die
Transfers in der Schweiz für die Einkommenssicherung in Bevölkerungsgruppen mit
niedrigem Einkommen von grosser Bedeutung sind. Transfereinkommen machen in
Haushalten aus der untersten Einkommensgruppe fast einen Drittel des
Gesamteinkommens aus. Bei einkommensmässig schlecht gestellten Rentnern kommt
der AHV und den Ergänzungsleistungen eine existenzsichernde Funktion zu, während
die berufliche Vorsorge für Arbeitnehmende in den tiefsten Lohnsegmenten kaum ins
Gewicht fällt. Für Alleinerziehende, Erwerbslose nach der Aussteuerung und
Geschiedene ist hingegen die Sozialhilfe zentral. (Für eine ähnliche von der OECD im
Vorjahr veröffentlichten Studie siehe hier) 44

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 28.06.2000
MARIANNE BENTELI

Gemäss einer vom BFS in Auftrag gegebenen breit angelegten Studie waren 1999 7,5%
der Erwerbstätigen sogenannte Working Poor, erreichten also mit ihrer Arbeit lediglich
einen Lohn unterhalb der Armutsgrenze. Betroffen waren auch die im gleichen Haushalt
wohnenden Familienangehörigen, gesamthaft rund 535 000 Personen, davon mehr als
zwei Fünftel Kinder. Der konjunkturelle Einbruch während der neunziger Jahre
verschärfte das Problem: Die Working Poor-Quote stieg 1996 sprunghaft von 4,9% auf
7,3% an, um auf diesem Niveau zu verharren. Ob jemand zum Working Poor wird, hängt
von verschiedenen Faktoren ab. Gemäss der Studie wird das Risiko durch die Stellung
auf dem Arbeitsmarkt ebenso geprägt wie durch die Familienstruktur. Besonders
gefährdet sind Ausländer, schlecht Ausgebildete, Selbständigerwerbende in
Kleinstbetrieben, Beschäftigte in Tieflohnbranchen sowie Teilzeitangestellte. Stark
betroffen sind Alleinerziehende und Grossfamilien. Die Armutsgrenze wurde nach den
Richtlinien der SKOS definiert (Einkommen – nach Abzug von Steuern und
Sozialversicherungsbeiträgen – von weniger als 2100 Fr. pro Monat für einen
Einpersonenhaushalt, von weniger als 4000 Fr. für eine vierköpfige Familie). Die Analyse
wurde von den jüngsten Zahlen der Städteinitiative „Ja zur sozialen Sicherung“
bestätigt. (Für Massnahmen zugunsten von Familien siehe hier, hier, hier, hier und
hier) 45

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 24.03.2001
MARIANNE BENTELI

Nach den von der Städteinitiatve „Ja zur sozialen Sicherung“ vorgestellten Daten ging
die Zahl der Sozialhilfebezüger 2001 leicht zurück, am stärksten in Basel (-15,8%),
Schaffhausen (-7,7%) und Bern (-7,2%), während sie in Sankt Gallen und Winterthur
praktisch stabil blieb. Im Durchschnitt erhielten 5% der Einwohner der grossen
Schweizer Städte Sozialhilfe. Einmal mehr zeigte sich, dass Kinder das Armutsrisiko
enorm beeinflussen: 22,4% aller unterstützter Haushalte waren Einelternfamilien,
weitere 13% Familien mit mehreren Kindern. Jedes zehnte Kind lebte in einer Familie,
die als arm bezeichnet werden muss. Die Städteinitiative verlangte deshalb erneut
rasche Massnahmen zu Gunsten der Familien: Ausdehnung des EL-Systems auf
Familien, substantielle Erhöhung der Kinderzulagen, Ausbau der ausserhäuslichen
Kinderbetreuung und verstärkte Integration der Jugendlichen aus finanzschwachen

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 19.06.2002
MARIANNE BENTELI
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Familien in den Arbeitsmarkt. 46

Anlässlich seines traditionellen Medienspaziergangs auf die Petersinsel sprach sich
Bundesrat Couchepin für Steuergutschriften zu Gunsten jener Menschen aus, die trotz
Arbeit weniger als das Existenzminimum verdienen (Working poor). Er berief sich dabei
auf eine Studie, welche im Auftrag des EVD von der Universität Bern erstellt worden
war. Die Autoren der Studie hatten ein Modell mit einem staatlich fixierten Mindestlohn
und zwei Modelle mit Steuergutschriften für erwerbstätige Familien auf ihre
Praktikabilität und Effizienz hin untersucht. Dabei waren sie zum Schluss gekommen,
dass Mindestlöhne die Wirtschaft mit 1,7 Mia Fr. Mehrkosten extrem belasten, die Zahl
der Working Poor aber nur unwesentlich verringern würden. Mit Steuergutschriften, die
zu Steuerausfällen von rund 360 Mio führen würden, könnte hingegen die Anzahl der
unter der Armutsgrenze lebenden Familien (zumindest theoretisch) auf Null gesenkt
werden. Eine Finanzierung durch allgemeine Steuern, die progressiv erhoben werden,
wäre auch sozialer als höhere Mindestlöhne, die über höhere Preise zumindest
teilweise an die Betroffenen überwälzt würden. Couchepin erachtete die Studie als
Beitrag zur laufenden Working-Poor-Diskussion. Konkrete Schritte, wie dem Modell
politisch zum Durchbruch verholfen werden könnte, wollte er aber keine nennen. (Zum
Steuerpaket für Familien siehe hier) 47

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 04.07.2002
MARIANNE BENTELI

Gemäss einer Untersuchung des BFS über Wohlstand und Wohlbefinden der Schweizer
Bevölkerung, die auf einer 1998 durchgeführten Befragung basiert, wird alles in allem
ein hohes Mass an Lebenszufriedenheit erreicht. Die einkommensschwachen
Schichten, zu denen in erster Linie Alleinerziehende, Ausländer und Ausländerinnen,
kinderreiche Familien und Angestellte in Verkaufs- und Dienstleistungsberufen
gehören, weisen allerdings in allen angesprochenen Bereichen (Leben insgesamt,
Berufs- und Familienleben, finanzielle Situation, Gesundheit, Wohnsituation, Freizeit
und soziale Kontakte) Defizite auf und empfinden diese auch subjektiv. Besonders
auffällig sind die Unterschiede beim Lebensstandard. Einkommensschwache müssen
für Nahrungsmittel und Wohnkosten die Hälfte ihrer Einkünfte aufwenden, während
Wohlhabende nur 9,3% für Nahrung und 26% für Wohnung ausgeben. Im Jahr der
Umfrage verzichteten 11% der unterprivilegierten Bevölkerungsschicht auf eine
Zahnbehandlung, 17% auf Ferien. 48

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 05.11.2002
MARIANNE BENTELI

Wer ein niedriges Einkommen hat, verfügt nach Abzug von Steuern, Mietzins, allfälligen
Kosten für Kinderkrippe, Krankenkassenprämien und nach möglichen Sozialtransfers
wie Kinderzulagen, Verbilligung von Krankenkassenprämien, Alimentenbevorschussung
usw. je nach Wohnort (verglichen wurden die Kantonshauptstädte) über ein sehr
unterschiedlich hohes Einkommen, wie eine im Auftrag der Schweizerischen Konferenz
für Sozialhilfe (SKOS) verfasste Studie deutlich machte. Entscheidend für die
Differenzen sind vor allem die Krippenkosten und die Ausgestaltung der
Alimentenbevorschussung. Die enormen kantonalen Unterschiede und
Disfunktionalitäten, die beispielsweise dazu führen können, dass ein erhöhter
Arbeitseinsatz letztlich ein niedrigeres Einkommen auslöst, verlangen nach Ansicht der
SKOS nach einem eidgenössischen Rahmengesetz zur Existenzsicherung. 49

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 14.02.2003
MARIANNE BENTELI

Gemäss einer Analyse des Bundesamtes für Statistik (BFS) nahm 2003 die Zahl der
Working Poor in der Schweiz erstmals seit vier Jahren wieder zu. Besonders betroffen
sind nach wie vor Alleinerziehende, Kinderreiche, Selbständigerwerbende und
Ausländer. 2003 waren 7,4% jener 20- bis 59-jährigen Erwerbstätigen arm, die in einem
Haushalt mit einem Erwerbsumfang von mindestens einer Vollzeitstelle (ab 90%) leben.
2002 hatte dieser Anteil 6,4% betragen. In der Krise zu Beginn der 90er Jahre war die
Working-Poor-Quote auf 9% (1996) angestiegen; danach stabilisierte sie sich und ging
nach 2000 sogar auf unter 7% zurück. Seit 2002 beobachtete das BFS wieder einen
Anstieg. Betroffen waren im Jahr 2003 231'000 Working Poor in 137'000 Haushalten mit
total 513'000 Personen, davon 223'000 Kinder. Die Working-Poor-Quote hängt
zumindest teilweise mit dem Verlauf der Erwerbslosenquote zusammen. Der Anteil
armer Erwerbstätiger folge der Arbeitslosenquote mit einem Abstand von zwei bis drei
Jahren, stellte das BFS fest. Offenbar gehe ein Anstieg der Erwerbslosigkeit mit einem
Wachstum der Zahl prekärer Arbeitsverhältnisse einher. 50

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 27.11.2004
MARIANNE BENTELI
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In der Schweiz sind rund 360'000 Menschen im Erwerbsalter gemäss den Richtlinien
der Schweizerischen Konferenz für Sozialhilfe (SKOS) arm. Rund ein Drittel davon sind
so genannte Working Poor – also Personen, die trotz Vollzeitbeschäftigung unter der
Armutsgrenze leben. Dank der guten Konjunktur ist die Armutsquote tendenziell
sinkend, wie die neuesten Zahlen des BFS zeigen. 2005 waren rund 8,5% der Schweizer
Bevölkerung im Alter von 20 bis 59 Jahren von Armut betroffen; fünf Jahre zuvor waren
es noch 9,1% gewesen. Die stärkste Abnahme verzeichnete das BFS zwischen 2000 und
2002 und führte dies auf die günstige Konjunktur und die damit verbundene sinkende
Arbeitslosenquote zurück. Zwischen 2002 und 2004 stieg die Quote allerdings wieder
an, um im Jahr 2005 wieder leicht zu sinken. Die Zahl der Working Poor reagiert laut
BFS mit einer gewissen Verzögerung auf die Konjunktur. Gemäss der Statistik laufen vor
allem Alleinerziehende, kinderreiche Familien, unqualifizierte Erwerbstätige und
Selbstständige Gefahr, unter die Armutsgrenze zu rutschen. Jede sechste kinderreiche
Familie und jede zehnte alleinerziehende Person kommt demnach nur mit harten
finanziellen Entbehrungen über die Runden. Überdurchschnittlich viele Working Poor
gibt es auch bei Erwerbstätigen ohne nachobligatorische Ausbildung, bei Personen mit
befristeten Anstellungsverträgen oder mit einem Erwerbsunterbruch sowie bei
Ausländerinnen und Ausländern. 51

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2006
MARIANNE BENTELI

Das BFS ist seit 2006 dabei, ausgehend von der Auswertung der verfügbaren kantonalen
Daten, eine gesamtschweizerische Sozialhilfestatistik aufzubauen. Dieses Jahr
erschienen nun erste umfassende Daten für das Jahr 2006. Gemäss diesen waren in der
Schweiz ungefähr 380'000 Menschen im Alter zwischen 20 und 59 Jahren arm. Das
entspricht einer Quote von 9%. Die Quote der „Working poor“, also jener armen
Erwerbstätigen, die in einem Haushalt mit insgesamt mindestens 36 Arbeitsstunden pro
Woche leben, sank von 5% im Jahr 2000 auf 4,5% im Jahr 2006. Als arm gilt in der
Schweiz, wer alleinstehend mit weniger als 2200 Fr. leben muss. Der zwischenzeitliche
deutliche Rückgang der Armutsquote bis 2002 und die erneute Zunahme danach erklärt
sich mit dem zeitlich verzögerten Einfluss der Arbeitslosigkeit, die zuerst 2001 auf 1,7%
sank und anschliessend auf 3,9% anstieg. Die Zahl der Sozialhilfeempfangenden nahm
2006 um rund 7600 auf 245 156 Personen zu. Im Vergleich zum Vorjahr wuchs die
Quote um 0,1%. Rund 44% aller Sozialhilfeempfangenden waren Ausländer. Kinder,
junge Erwachsene und Alleinerziehende waren am häufigsten auf Sozialhilfe
angewiesen. Generell nahm die Quote mit zunehmendem Alter ab. Arbeitslosigkeit und
Ausbildung zählten zu den wichtigsten Sozialhilferisiken . 52

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 14.05.2008
LINDA ROHRER

Eine Studie von Pro Senectute hielt fest, dass in keiner Altersgruppe die Einkommen
und Vermögen ungleicher verteilt sind als bei den über 60-Jährigen. Ein Drittel der
Pensionierten lebe nur von der AHV-Rente. 12% der AHV-Rentner seien auf
Ergänzungsleistungen angewiesen und würden zu den Armen zählen, wenn es diesen
Sozialtransfer nicht gäbe. Etwa 3-4% der Bezüger blieben trotz dieser Hilfe arm. Die
Tendenz der Verschuldung im Alter nahm deutlich zu. Zu den häufigsten Gründen der
Verschuldung gehörten Steuerverpflichtungen. Pro Senectute möchte daher die
Altersarmut über den Ausbau der Ergänzungsleistungen eindämmen und das
Existenzminimum von Steuern befreien. 53

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 20.05.2009
LINDA ROHRER

Die Hilfsorganisation Caritas veranschlagte die Zahl der armen Menschen in der
Schweiz auf 896'000 und lag damit im oberen Bereich der Schätzungen. Caritas setzte
sich zum Ziel, dazu beizutragen, dass die Armut in der Schweiz in den kommenden zehn
Jahren halbiert wird. Damit schloss sie sich dem Europäischen Jahr zur Bekämpfung
von Armut und sozialer Ausgrenzung 2010 an. Dazu forderte die Hilfsorganisation von
den Kantonen jährliche Armutsberichte und ein Bundesrahmengesetz zur Sozialhilfe. 54

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.2009
LINDA ROHRER

Zu Beginn des Jahres präsentierte die Schweizerische Konferenz für Sozialhilfe (Skos) 31
Massnahmen, um die Armut in der Schweiz einzudämmen. Finanziert werden sollten
diese durch eine Umschichtung der Sozialhilfeausgaben. Im Fokus dieser Vorschläge
standen Lebensphasen und Lebensbereiche, in denen die Armut besonders oft
entsteht, wie beispielsweise Kindheit, Familie, Bildung, Arbeitslosigkeit etc.
Thematisiert wurden Mindestlöhne, Lehrwerkstätten, die Steuerbefreiung des
Existenzminimums oder die Finanzierung eines „zweiten“ Arbeitsmarktes für
Langzeitarbeitslose. Mit den vorgeschlagenen Massnahmen wollte die Skos die Armut in

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 05.01.2010
LUZIUS MEYER
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der Schweiz in den nächsten 10 Jahren halbieren, wobei sie ein besonderes Gewicht auf
die Langzeitarbeitslosen legte. 55

Soziale Gruppen

Familienpolitik

Reicht nach einer Scheidung oder Trennung das Einkommen nicht für zwei Haushalte,
sind doppelt so viele Frauen von Armut betroffen wie Männer. Die Eidgenössische
Kommission für Frauenfragen (EKF) legte dazu eine Studie vor und forderte
Massnahmen für eine geschlechtergerechte Aufteilung der wirtschaftlichen Folgen von
Trennung und Scheidung. Grund für das hohe Armutsrisiko geschiedener Frauen ist
unter anderem die gängige Rechtspraxis, wonach der unterhaltspflichtigen Person –
aufgrund der traditionellen Rollenverteilung nach wie vor meist der Mann – nicht ins
Existenzminimum eingegriffen wird. Um die festgestellten Benachteiligungen und
Rechtsungleichheiten zu beseitigen, empfiehlt die EKF eine Reihe von Massnahmen,
unter anderem ein nationales Rahmengesetz für die Sozialhilfe. 56

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 26.06.2007
MARIANNE BENTELI
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